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Bonn, den 11. Juli 1972 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 

Betr.: Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften gemäß 
Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungsverträgen der 
Europäischen Gemeinschaften 
hier: Agrarpolitik in der 

Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 

Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschaftsge- 
meinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EAG) vom 27. Juli 1957 übersende ich als Anlage den Vor- 
schlag der Kommission der Europäischen Gemeinschaften für 

eine Richtlinie des Rates über allgemeine Bestimmungen 
betreffend die regionale Differenzierung einiger in den 
Richtlinien zur Reform der Landwirtschaft vorgesehenen 
Maßnahmen. 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der 
Kommission der Europäischen Gemeinschaften vom 29. Juni 
1972 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Ge- 
meinschaften übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments zu dem genannten 
Kommissionsvorschlag ist vorgesehen, die Anhörung des Wirt- 
schafts- und Sozialausschusses nicht. 

Der Zeitpunkt der endgültigen Beschlußfassung durch den Rat 
ist noch nicht abzusehen. 

Zur Information wird gleichzeitig die von der Kommission der 
Europäischen Gemeinschaften zu ihrem Vorschlag übermittelte 
Begründung beigefügt. 


Für den Bundeskanzler 
Der Bundesminister für besondere Aufgaben 

Ehmke 


Druck: Budxdruckerei R. Madel, 5307 Wadatberg-Villip 
Alleinvertrieb Dr. Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg 1 
Postfach 821, Goethestraße 54, Telefon 6 35 51 
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Vorschlag einer Richtlinie des Rates 
über allgemeine Bestimmungen betreffend die regionale 
Differenzierung einiger in den Richtlinien zur Reform 
der Landwirtschaft vorgesehenen Maßnahmen 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päsichen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 43, 

gestützt auf die Richtlinie Nr. 72/159/EWG des 
Rates vom 17. April 1972 über die Modernisierung 
landwirtschaftlicher Betriebe^), insbesondere ihren 
Artikel 1 Abs. 2, 

gestützt auf die Richtlinie Nr. 72/160/EWG des 
Rates vom 17. April 1972 zur Förderung der Einstel- 
lung der landwirtschaftlichen Erwerbstätigkeit und 
der Verwendung der landwirtschaftlich genutzten 
Fläche für Zwecke der Strukturverbesserung ^), ins- 
besondere ihren Artikel 1 Abs. 2, 

gestützt auf die Richtlinie Nr. 72/161/EWG des Ra- 
tes vom 17. April 1972 über die sozio-ökonomische 
Information und die berufliche Qualifikation der in 
der Landwirtschaft tätigen Personen^), insbesondere 
ihre Artikel 1 Abs. 2 und Artikel 5 Abs. 2, 

auf Vorschlag der Kommisison, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Sofern die Mitgliedstaaten von der Möglichkeit 
Gebrauch machen, in einigen Regionen die Ge- 
sundheit oder einen Teil der in den Richtlinien 
Nr. 72/159/EWG und Nr. 72/160/EWG vorgesehenen 
Maßnahmen nicht anzuwenden, so ist es erforderlich, 
daß dies nur in Regionen geschieht, in denen bereits 
der weitaus überwiegende Teil der Landwirtschaft 
das vergleichbare Einkommen erreicht hat; 

die Möglichkeit, die Gesamtheit oder einen Teil 
der in der Richtlinie Nr. 72/16i/EWG vorgesehenen 
Maßnahmen nicht anzuwenden, muß wegen des en- 
gen Zusammenhangs mit den Richtlinien Nr. 72/159/ 
EWG und Nr. 72/160/EWG auf die Regionen be- 
schränkt werden, in denen die Mitgliedstaaten keine 
dieser beiden Richtlinien anwenden; 

sofern die Mitgliedstaaten den Betrag der in der 
Richtlinie Nr. 72/159/EWG vorgesehenen finanziel- 
len Anreize regional unterschiedlich festsetzen, ist 
es erforderlich, daß sie dem Umfang der Anstrengun- 
gen, die von den Landwirten der verschiedenen Re- 
gionen im Hinblick auf die Modernisierung zu unter- 
nehmen sind, Rechnung tragen und deshalb die 
finanziellen Schwierigkeiten der Betriebe derjenigen 


Regionen, deren durchschnittliches landwirtschaft- 
liches Einkommen unter dem nationalen Durch- 
schnitt liegt, sowie die Schwierigkeiten, die aus dem 
Umfang des Abstandes zwischen dem augenblick- 
lichen landwirtschaftlichen Einkommen dieser Be- 
triebe und dem zu erreichenden Einkommensziel 
resultieren, in besonderem Maße berücksichtigen; 

sofern die Mitgliedstaaten den Betrag der in der 
Richtlinie Nr. 72/160/EWG vorgesehenen finanziel- 
len Anreize regional unterschiedlich festsetzen, ist 
es erforderlich, daß sie einerseits dem Bedarf an in 
jeder Region freizusetzendem Boden, der sich aus 
dem Umfang der Anstrengungen ergibt, die von den 
Landwirten der verschiedenen Regionen im Hin- 
blick auf die Modernisierung zu unternehmen sind, 
sowie andererseits der Notwenndigkeit, ein ange- 
messenes Gleichgewicht zwischen den verschiedenen 
Altersgruppen der Landwirte herzustellen, Rech- 
nung tragen; 

sofern die Mitgliedstaaten die in der Richtlinie 
Nr. 72/161/EWG vorgesehenen Maßnahmen zur Er- 
richtung und für den Ausbau von Stellen für die so- 
zio-ökonomische Information und für die berufliche 
Qualifikation der in der Landwirtschaft tätigen Per- 
sonen regional schwerpunktmäßig ausrichten, ist es 
erforderlich, daß sie dem Umfang der Anstrengun- 
gen, die in den verschiedenen Regionen im Hinblick 
auf die Erreichung des Zieles der Reform der Land- 
wirtschaft unternommen werden müssen, Rechnung 
tragen - 

HAT FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN: 


Artikel 1 

1. Sofern die Mitgliedstaaten die Bestimmung des 
Artikels 1 Abs. 2, 2. Gedankenstrich der Richtlinie 
Nr. 72/159/EWG oder die Bestimmung des Artikels 1 
Abs. 2, 2. Gedankenstrich der Richtlinie Nr. 72/160/ 
EWG anwenden, so müssen die betreffenden Regio- 
nen der Bedingung entsprechen, daß sich wenig- 


1) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 96 
vom 23. April 1972, S. 1 

2) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 96 
vom 23. April 1972, S. 9 

3) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 96 
vom 23. April 1972, S. 15 
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stens 85 v. H. der von hauptberuflichen Landwirten 
bewirtschafteten landwirtschaftlichen Nutzfläche der 
Region bereits in Betrieben befindet, die die Bedin- 
gungen bezüglich des in Artikel 4 Abs. 1 der Richt- 
linie Nr. 72/159/EWG festgesetzten Einkommens er- 
füllen. 

2. Die Anwendung der Bestimmungen des Arti- 
kels 1 Abs. 2, 2. Gedankenstrich und des Artikels 5 
Abs. 2, 2. Gedankenstrich der Richtlinie Nr. 72/161/ 
EWG ist auf die Regionen begrenzt, in denen die 
Mitgliedstaaten die Gesamtheit der in den Richt- 
linien Nr. 72/159/EWG und Nr. 72/160/EWG vor- 
gesehenen Maßnahmen nicht anwenden. 

Artikel 2 

Sofern die Mitgliedstaaten die Bestimmung des Arti- 
kels 1 Abs. 2, 1. Gedankenstrich der Richtlinie Nr. 72/ 
159/EWG anwenden, tragen sie dem Umfang der 
Anstrengungen, die von den Landwirten der ver- 
schiedenen Regionen im Hinblick auf die Moderni- 
sierung zu unternehmen sind, Rechnung und ge- 
währen die höchsten Beträge der Beihilfen in den 
Regionen, die gleichzeitig 

— durch ein durchschnittliches landwirtschaftliches 
Arbeitseinkommen, das niedriger ist als das na- 
tionale durchschnittliche landwirtschaftliche Ar- 
beitseinkommen und 

— durch einen besonders starken Abstand zwischen 
dem durchschnittlichen Arbeitseinkommen, das 
in den hauptberuflich bewirtschafteten landwirt- 
schaftlichen Betrieben erzielt wird, und dem ver- 
gleichbaren Arbeitseinkommen im Sinne des 
Artikels 4 Abs. 1 der genannten Richtlinie 

charakterisiert sind. 


Artikels 

Sofern die Mitgliedstaaten die Bestimmung des Arti- 
kels 1 Abs. 2, 1. Gedankenstrich der Richtlinie Nr. 72/ 
160/EWG anwenden, so tragen sie dem Bedarf an 
freizusetzendein Boden, der sich aus dem Umfang 
der Anstrengungen ergibt, die von den Landwirten 
der verschiedenen Regionen im Hinblick auf die 
Modernisierung zu unternehmen sind, Rechnung und 
gewähren die höchsten Beträge in den Regionen, die 
gleichzeitig 

— durch ein durchschnittliches landwirtschaftliches 
Arbeitseinkommen, das niedriger ist als das na- 
tionale durchschnittliche landwirtschaftliche Ar- 
beitseinkommen und 


— durch einen besonders starken Abstand zwi- 
schen dem durchschnittlichen Arbeitseinkommen, 
das in den hauptberuflich bewirtschafteten land- 
wirtschaftlichen Betrieben erzielt wird, und dem 
vergleichbaren Arbeitseinkommen im Sinne des 
Artikels 4 Abs. 1 der Richtlinie Nr. 72/159/EWG 

charakterisiert sind. 

Die regional unterschiedliche Festsetzung der Be- 
träge betrifft entweder die in der Richtlinie Nr. 72/ 
160/EWG vorgesehenen Maßnahmen zugunsten von 
Landwirten über 55 Jahre oder die in der genann- 
ten Richtlinie vorgesehene Maßnahme zugunsten 
von Landwirten unter 55 Jahren oder diese Maßnah- 
men gleichzeitig. 

Die . Mitgliedstaaten legen die jeweiligen Beträge 
fest, indem sie dem Verhältnis zwischen der Anzahl 
der hauptberuflichen Betriebsleiter über 50 Jahre zu 
der Anzahl der hauptberuflichen Betriebsleiter unter 
50 Jahre zuzüglich der Anzahl der potentiellen Be- 
triebsnachfolger in der Region Rechnung tragen. 


Artikel 4 

Sofern die Mitgliedstaaten die Bestimmungen des 
Artikels 1 Abs. 2, 1. Gedankenstrich und des Arti- 
kels 5 Abs. 2, 1. Gedankenstrich der Richtlinie Nr. 
72/ 161 /EWG an wenden, richten sie die Maßnahmen 
zur Errichtung und zum Ausbau von Stellen für die 
sozio-ökonomische Information und für die beruf- 
liche Qualifikation der in der Landwirtschaft tätigen 
Personen schwerpunktmäßig zugunsten der Regio- 
nen aus, die gleichzeitig 

— durch ein durchschnittliches landwirtschaftliches 
Arbeitseinkommen, das niedriger ist als natio- 
nale durchschnittliche landwirtschaftliche Arbeits- 
einkommen und 

— durch einen besonders starken Abstand zwischen* 
dem durchschnittlichen Arbeitseinkommen, das 
in den hauptberuflich bewirtschafteten landwirt- 
schaftlichen Betrieben erzielt wird, und dem ver- 
gleichbaren Arbeitseinkommen im Sinne des 
Artikels 4 Abs. 1 der Richtlinie Nr. 72/159/EWG 

charakterisiert sind. 


Artikel 5 

Für die Anwendung der vorstehenden Artikel ver- 
wenden die Mitghedstaaten die gleichen regionalen 
Abgrenzungen wie für die Anwendung von Arti- 
kel 4 Abs. 1 der Richtlinie Nr. 72/159/EWG. 
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Artikel 6 

Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten gerichtet. 


Geschehen zu Brüssel, am 


Im Namen des Rates 


Der Präsident 
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Begründung 


1. Die Richtlinien des Rates vom 17. April 1972 
über die Modernisierung der landwirtschaftlichen 
Betriebe (Nr. 72/159/EWG), zur Förderung der Ein- 
stellung der landwirtschaftlichen Erwerbstätigkeit 
und der Verwendung der landwirtschaftlich genutz- 
ten Fläche für Zwecke der Strukturverbesserung 
(Nr. 72/160/EWG) sowie über die sozio-ökonomische 
Information und die berufliche Qualifikation der in 
der Landwirtschaft tätigen Personen (Nr. 72/161/ 
EWG) räumen den Mitgliedstaaten die Möglichkeit 
ein, im Rahmen der vom Rat zu erlassenden allge- 
meinen Bestimmungen, den Betrag der finanziellen 
Anreize und Förderungen innerhalb der vorgesehe- 
nen Grenzen regional unterschiedlich festzusetzen 
und in einigen Regionen die Gesamtheit oder einen 
Teil dieser Maßnahmen nicht anzuwenden. 

2. Diese Bestimmungen sind vorgesehen worden, 
um den beträchtlichen Unterschieden der struktu- 
rellen Lage der Landwirtschaft in den verschiedenen 
Regionen der Gemeinschaft Rechnung zu tragen. 

3. Diese Unterschiede betreffen insbesondere die 
demographische Situation, das Einkommen der Land- 
wirte, den Abstand dieses Einkommens im Ver- 
hältnis zu den übrigen Berufsgruppen und infolge- 
dessen den Umfang der Anstrengungen, die im Hin- 
blick auf die Modernisierung unternommen werden 
müssen. 

4. Beweist die Tatsache, daß sich der ganz über- 
wiegende Teil des landwirtschaftlichen Potentials 
einer Region bereits in Betrieben befindet, die den 
Bedingungen des Artikels 4 Abs. 1 der Richtlinie 
Nr. 72/159/EWG entsprechen, einen bereits sehr fort- 
geschrittenen Entwicklungsstand der Agrarstruktur, 
so kann die Nichtanwendung der Gesamtheit oder 
eines Teils der in den Richtlinien Nr. 72/T59/EWG 
und Nr. 72/160/EWG vorgesehenen Maßnahmen ge- 
rechtfertigt sein, ohne daß die Verwirklichung der 
Zielsetzung der Reform der Landwirtschaft gefährdet 
wird; die Nichtanwendung kann in diesen Fällen 
sogar als wünschenswert angesehen werden, da sie 
eine Konzentration der öffentlichen Mittel auf die 
Regionen mit den größten Schwierigkeiten erlaubt. 


5. Um den besonderen, insbesondere finanziellen 
Schwierigkeiten der Regionen Rechnung zu tragen, 
deren landwirtschaftliches Einkommen unter dem 
Durchschnitt des nationalen landwirtschaftlichen Ein- 
kommens liegt, und um die regionalen Einkomm’ens- 
disparitäten abzuschwächen, erscheint es notwendig 
zu betonen, daß für die Gewährung der höchsten Bei- 
hilfesätze und für die intensivste Anwendung be- 
stimmter vorgesehener Maßnahmen Regionen aus- 
gewählt werden, deren durchschnittliches landwirt- 
schaftliches Arbeitseinkommen unter dem nationa- 
len Durchschnitt liegt. 

6. Die vorgesehene regionale Differenzierung muß 
außerdem aber auch die Herstellungen einer besse- 
ren Ausgewogenheit der Maßnahmen im Hinblick 
auf den Umfang des Fortschrittes, der von der Land- 
wirtschaft jeder Region zu erzielen ist, erlauben. Es 
ist deshalb angebracht, daß die Gewmhrung der höch- 
sten Beihilfesätze und die intensivste Anwendung 
bestimmter Maßnahmen auf die Regionen konzen- 
triert werden, die nach den bereits genannten Bedin- 
gungen ausgewählt worden sind und die darüber 
hinaus einen besonders starken Abstand des durch- 
schnittlichen landwirtschaftlichen Arbeitseinkom- 
mens zu dem außerlandwirtschaftlichen Arbeitsein- 
kommen aufweisen. 

7. Bezüglich der Differenzierung der in der Richt- 
linie Nr. 72/T 60/EWG vorgesehenen Maßnahmen 
muß w^eiterhin der Notwendigkeit, ein angemesse- 
nes Gleichgewicht zwischen den verschiedenen 
Altersgruppen der Landwirte herzustellen oder zu 
erhalten, Rechnung getragen werden. Das vorhan- 
dene Verhältnis zwischen der Anzahl der Landwirte 
über 50 Jahre und denen unter 50 Jahren einschließ- 
lich potentieller Betriebsnachfolger erlaubt eine Ent- 
scheidung darüber, ob es angebracht ist, die finan- 
ziellen Anreize zur Förderung des Ausscheidens 
Jüngerer Landwirte oder aber diejenigen zur Förde- 
rung des Ausscheidens älterer Landwirte zu erhö- 
hen. 
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